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n jüngster Zeit fordern friedenspolitische
Organisationen sowie Kirchen immer häu-

figer einen Vorrang ziviler o der gewaltfreier Wege
zur Lö sung internationaler Konflikte , wie z . B . im
Friedensgutachten 2 0 07: Kriterien für die Au s-
landseinsätze der Bunde swehr ; IALANA/Interna-
tional Asso ciation of Lawyers against Nucle ar
Arms; Diskussionsp apier vom 0 5 . 07. 07: Die staa tli-
che friedenspolitische Infrastruktur stärken ;
Grundsatzp apier der Aktionsgemeinschaft Diens-
te für den Frieden/AGDF : Vorrangige Optio n Ge-
waltfreiheit; Kamp agne de s Bunde s für so ziale Ver-
teidigung/B SV: Vorrangfür zivil.

Soweit die j eweiligen Verfasser nicht ohnehin
militärische Einsätze für erlaubt halten und ledig-
lich die Gewichtung von nicht militärischen und
militärischen Mitteln verschieben wollen, vertre-
ten sie die Forderung nach einem »Vorrang« mögli-
cherweise aus taktischen Gründen, um eher mehr-
heitsfähig und damit re alpolitisch zu erscheinen
als mit der Forderung nach völligem Gewaltver-
zicht.

Tatsächlich verfolgen viele mit uns , dem Versöh-
nungsbund , in Teilb ereichen sehr verbundene Or-
ganisationen in B ezug auf militärische Einsätze ,
ganz eigene Anliegen : Die IALANA tritt für die Ein-
haltung und Stärkung de s Völkerrechts ein, wel-
che s den Krieg eindämmen will, ab er militärische
Einsätze nicht gänzlich au sschließt, das Darmstäd-
ter Signal und eine Reihe weiterer kritischer Offi-
ziere lehnen − wie es ähnlich auch viele israelische
Soldaten tun − den militärischen Einsatz außerhalb
der reinen Landesverteidigung ab und möchten
die Zivilcourage der Soldaten zur Verweigerung
unrechter B efehle stärken, Teile der Oppo sition im
Bundestag verteidigen das Recht auf p arlamentari-
sche Kontrolle aller Auslandseinsätze der Bunde s-
wehr und versuchen, militärische Einsätze im Inne-
ren zu verhindern; Friedensforschungsinstitute b e-
mühen sich um eine Politikberatung dahingehend ,
die Zweckmäßigkeit mancher militärischer Einsät-
ze zu hinterfragen und Kriterien für einen ver-
n ünftigen Einsa tz der Gewalt zu formulieren .

Gegenüb er diesen unterschiedlichen Ansätzen
und Anliegen für eine B egrenzung und Zähmung
militärischer Gewalt vertritt der Versöhnungs-
bund die Haltung eine s unb edingten Gewaltver-
zichts , der für militärische Waffen und Einsätze kei-
nen Raum mehr lässt, auch nicht als ultima ratio .

Wir wissen, dass uns die ser unb edingte Gewalt-
verzicht an die Grenze des Machb aren führt, dass er

Fragen offen lässt, die nicht allein mit dem Hinweis
auf alternative gewaltfreie Metho den b eantwortet
werden können .

D er unb edingte Gewaltverzicht öffnet uns an-
dererseits einen offenen Raum für die Ge staltung
de s mitmenschlichen Zusammenleb ens, üb er die
wir nicht nur distanziert nachdenken, wie üb er et-
was, das man tun o der erreichen sollte , sondern die
wir zu leb en versuchen, indem wir uns auf den Weg
machen .

Gegenüb er dem − aus unserer Sicht − halbherzi-
gen »Vorrang« der Gewaltfreiheit geb en wir folgen-
de s zu b edenken :

8 Wer den Vorrang fordert, b ej aht und lässt Raum
für den Nachrang . In B ezug auf ein Nacheinan-
der von gewaltfreien und gewaltsamen Mitteln
heißt dies , das Töten und Verletzen von Men-
schen zwar nicht direkt zu wollen, ab er do ch zu-
mindest billigend in Kauf zu nehmen .

8 D ass Menschen anderen Menschen Gewalt an-
tun, ist schlimm genug. No ch schlimmer ist j e-
do ch, solche Gewalttat zu legitimieren, als
Recht darzu stellen, mit der Folge , dass die Ge-
walttat guten Gewissens ge schehen kann . Von
einem zivilen Schläger und Mörder kann ich
Reue erwarten, von einem Soldaten, der »recht-
mäßig« handelte , nicht.

8 Die Rechtfertigung von militärischen Mitteln,
auch nur zu nachrangigem Einsatz, schließt die
Pro duktion und laufende Weiterentwicklung
von Waffen ein, eb enso ihre Weitergabe , den
Waffenexport. Um wirksam zu sein, muss das
Militär der »guten Seite« immer b esser gerü stet
sein als das Militär potenzieller »Schurkenstaa-
ten« . Die im Entwurf der EU-Verfassung vorge se-
hene Verpflichtung zur ständigen Weiterrü s-
tung drückt rechtlich nur aus , was schon der ei-
genen Logik der »ultima ratio« zugrunde liegt.

8 D er »Vorrang« gewaltfreier Metho den zur Kon-
fliktlö sung bleibt damit der herkömmlichen
Rüstungspolitik verhaftet. Auch schon bisher
setzten die Staaten militärische Mittel erst ein,
»wenn e s nötig war« . D er Ruf nach einem »Vor-
rang« bedeutet de shalb allenfalls eine quantitati-
ve Verlagerung von Einsatzmetho den, b egrün-
det ab er keine neue Qu alität in den internationa-
len B eziehungen .

E s gibt keine obj ektiven Kriterien dafür, wann und
unter welchen B edingungen das nachrangige Mit-
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es aber weder militärischer no ch nicht-militäri-
scher Interventionen, sondern einer Verhaltensän-
derung in den reichen (und nicht zufällig auch mili-
tärisch mächtigen) Staaten . D as Militär ist einer-
seits Stütze diese s Systems der ungleichen Vertei-
lung der Welt in Arm und Reich; zum anderen ist e s
wegen seiner riesigen Ko sten auch selb st ein we-
sentlicher Teil de s Problems weltweiter Ungerech-
tigkeit, zu deren punktueller Lö sung e s sich anbie-
tet. D er Glaub e daran, dass wir dieses Militär in der
Hinterhand brauchen, um anderswo Frieden, Ord-
nung und Gerechtigkeit zu schaffen, mit anderen
Worten : die Splitter aus den Augen leidender B evöl-
kerungsgruppen zu ziehen, versperrt uns den Blick
auf den B alken des Unrechts im eigenen Auge .

D er von den Medien gesteuerte Blick auf die tat-
sächlich vorhandenen Spitzen der Eisberge in
Form von augenscheinlicher direkter Gewalt (Sre-
b eniza, D afur, Somalia, Ruanda) gibt uns das gute
Gefühl, mit unserem Militär für die b edrängten
Menschen schnell und wirksam etwas machen zu
können, und hilft die Einsicht zu verdrängen, dass
es die von uns gemachten Eisberge sind , deren Spit-
zen wir b ekämpfen .

Nur der unbedingte Gewaltverzicht, auch die
eindeutige Distanzierung von den Gewaltmitteln
des eigenen Staate s und ihre Verurteilung durch
uns verschafft uns einen unverstellten, freien Blick
auf unser Verhältnis zur anderen Seite , auf Unrecht
und Ungerechtigkeit, unsere eigenen Anteile hie-
ran, unsere Möglichkeiten, zur Veränderung b eizu-
tragen, ab er auch die Grenzen unserer Möglichkei-
ten . Nur durch die se Distanzierung können wir
auch der Gefahr entgehen, in unserem gewaltfrei-
en B emühen um Konfliktlö sungen nur als eine Vor-
hut de s schon auf seinen Einsatz wartenden Mili-
tärs ange sehen zu werden .

Im Verzicht auf die Gewalt können wir nicht alle s
tun und tragen de shalb auch nicht für alle s Verant-
wortung . Je mehr wir uns von den ungerechten
Mitteln der M achterhaltung trennen, de sto weniger
sind wir verantwortlich für die vollzogenen o der
unterlassenen Möglichkeiten, die die sen Macht-
mitteln innewohnen . E s ist indes immer wieder zu
b eob achten, dass es den B efürwortern militäri-
scher Einsätze sehr wichtig ist, hierfür auch von ih-
ren Gegnern den Segen zu erhalten und ihnen an-
dernfalls die Verantwortung für das Leiden derer
zuzu schieb en, denen durch militärische Mittel ge-
holfen werden könnte . E s gilt hier das Argumentati-
onsschema des fürsorglichen Dritten : »Würde ich
meine dominante wirtschaftliche Rolle aufgeb en,
die es mir erlaubt, ein ausreichende s Waffenarsenal
vorzuhalten, könnte ich j a den üb erleb enden Op-
fern meines Reichtums nicht mehr b ehilflich sein . «

Um die Gewalt zu üb erwinden, reicht e s aus den ge-
nannten Gründen nicht aus , sie nur vermindern

tel zum Einsatz kommen soll . E s bleibt − wie bisher
auch − eine politische Entscheidung derj enigen,
die üb er das »nachrangige« Mittel, das Militär, verfü-
gen . Im Frühj ahr 1 9 9 9 hatten im Ko sovokonflikt
die wohl bewu sst nur unzureichend au sge statteten
O SZE-B eob achter nicht von sich aus festge stellt,
dass ihre Mission gescheitert sei; sie wurden von
der Nato aufgefordert, das Feld zu räumen, um
Platz für den militärischen Einsatz zu machen .

D a das Militär sich schon immer nur als nachrangi-
ge »Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln«
(Clausewitz) verstand , kann e s mit der Forderung
nach einem Vorrang gewaltfreier Mittel gut leb en .
Auch als »nachrangige s« Mittel entfaltet e s eine do-
minante Eigendynamik, nicht nur b ezüglich der
B e schaffungsko sten (gerade die geforderten »hu-
manitären Einsätze« in aller Welt b enötigen moder-
ne Nachrichtensysteme , Transportkap azitäten, ei-
ne hohe B eweglichkeit der Infanterie , »intelligente
Munition« , letztlich auch ein weltweites Netz von
Stützpunkten für den schnellen Einsatz) , sondern
auch im D enken : Wegen der schon vorau sge setz-
ten überlegenen Waffen verspricht das Militär
schnelle Lö sungen, eine Abkürzung ungerechter
Zustände , de s Leidens von b edrohten Menschen,
eine B e seitigung von Gefahren von Seiten b ö ser
M ächte . Schon das Vorhandensein des Militärs bin-
det die Fantasie für eine Konfliktlö sung : Wer eine
wirksame Waffe b esitzt, denkt im Konflikt von An-
fang an schon an den Einsatz die ser Waffe , auch
wenn er sie nicht sofort zieht.

D as vorhandene und zum Einsatz b ereite nachran-
gige Mittel prägt damit auch unvermeidlich schon
die »vorrangige« Phase gewaltfreier Konfliktlö-
sung. Wer üb erlegene M achtmittel b esitzt, mag
vielleicht selb st von sich den Eindruck hab en, er sei
zu einem ernsthaften Dialog mit der anderen Seite
bereit. Die an solchen »nachrangigen« M achtmit-
teln unterlegene Seite weiß ab er genau , dass ihr
letztlich nur die Unterwerfung bleibt (»Und bist du
nicht willig, so brauch' ich Gewalt. «) . Im Zusam-
menhang mit dem Reservemittel der Gewalt bleibt
damit auch die zivile Konfliktlö sung ein Instru-
ment der D ominanz und somit ein Etiketten-
schwindel .

Die seit dem Ende de s O st-West-Konflikte s 1 9 9 0 im-
mer mehr in den Vordergrund gerückte humanitä-
re Rechtfertigung für den Fortb estand de s Militärs
und seinen Einsatz als »ultima ratio« zur Schaffung
von Frieden und Gerechtigkeit in der Welt hilft,
dessen wahre B egründung auch vor uns selb st zu
verschleiern : Um die b e stehende ungerechte Ver-
teilung der leb ensnotwendigen Güter die ser Erde
aufrecht zu erhalten, b edarf es militärischer und
durch das Militär unterstützte wirtschaftlicher
M acht. Um den unzähligen Opfern die se s wirt-
schaftlichen Unrechts Recht zu schaffen, b edürfte
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o der zähmen zu wollen . E s geht nicht um ein Mehr
o der Weniger, um ein Vorher o der Nachher, son-
dern um ein Entweder-O der, um ein gewaltfreies
Leb en und Handeln statt militärischer und anderer
gewaltsamer Metho den in den zwischenmenschli-
chen und internationalen B eziehungen . D as
schließt nicht au s, dass die Entwicklung zum richti-
gen Ziel schrittweise verläuft. Entscheidend ist
aber, dass ich den j eweils verbleibenden Re st nicht
legitimiere , sondern nicht aufhöre , ihn als Unrecht
zu b ezeichnen . Auch dem gewalttätigen Ehemann
und Vater würde ich nicht raten, »vorrangig« ge-
waltfreie Mittel in seinen B eziehungen zu Frau und
Kindern einzu setzen, sondern ihm sagen, dass alles
andere schwere s Unrecht ist. Und wenn er auf dem
Weg der B e sserung mitteilen würde , er vergewalti-
ge seine Frau j etzt nur no ch einmal monatlich und
schlage auch die Kinder nur no ch, wenn e s nicht
anders gehe , könnte ich ihm dafür kein gute s Ge-
wissen machen und mü sste darauf be stehen, dass
auch der verblieb ene Rest seiner Gewalttätigkeit
Unrecht bleibt.

E s ist nicht ausgeschlo ssen, dass auch Gewalt o der
militärische Einsätze im Einzelfall Menschen retten
o der sonst Gute s b ewirken können, so wie auch
sonst schlechte Mittel gute Zwecke befördern kön-
nen . Jede s Mittel hat j edoch seinen Preis . B ei Folter
und To desstrafe gibt o der gab e s zumindest einmal
eine breite Üb ereinstimmung, dass solche Mittel
generell zu ächten sind , auch wenn e s Fälle geb en
sollte , in denen sich ein Einsatz für gute Ziele den-
ken ließe (»Rettungsfolter«) . D er menschliche Preis

für die se Mittel ist für eine Ge sellschaft auch dann
untragb ar. B ei der militärischen Gewalt sind wir
no ch auf dem Weg zu einer entsprechenden Mehr-
heitsmeinung. Ab er auch hier geht es darum, nicht
nur zu fordern, dass humaner und nachrangig ge-
foltert und getötet werden soll, sondern gar nicht,
auch und trotz der nie auszuschließenden Fälle ,
dass die militärische Gewalt das einzige Mittel sein
könnte , einen o der gar viele Menschen zu retten .

Weil die Mittel direkter Gewalt Ausdrucksform und
auch Voraussetzung der uns umgeb enden und un-
sere B eziehungen innerhalb der Gesellschaft und
international prägenden strukturellen Gewalt
sind , geht es nicht nur um eine »alternative« Erset-
zung gewaltsamer Mittel durch gewaltfreie Metho-
den . Gewaltfreies Leb en und Handeln b edingt ei-
nen völlig anderen Handlungsrahmen als das Le-
b en mit Gewalt- und Zwangsmitteln in der Hinter-
hand . D er Gegensatz zur Gewalt ist nicht einfach
de ssen Negation, die Gewaltfreiheit, sondern eine
umfassende Gerechtigkeit, die auf Partizip ation,
d .h . der B eteiligung aller B etroffenen b eruht und
gerade auch de shalb den Gewaltverzicht in den B e-
ziehungen untereinander vorau ssetzt.

Ullrich Hah n ist Vorsitzender des deutschen Zwei-
ges des in terna tio nalen Versöh n ungsbundes. Die-
se » 1 0 Thesen zum Gewaltverzich t« wurden als
»ein Beitrag des Versöhn ungsbundes zur Diskussi-
o n um deutsche m ilitärische und zivile Einsä tze
im A usland« a uch als Faltbla tt veröffen tlich t.

Ute Finckh

In politischen Prozessen denken
Replik auf die » 10 Thesen zum Gewaltverzicht« von Ullrich Hahn

F or u m Pazi fi s musm F or u m Pazi fi s mus 1 4 (II/2 0 07; Seite 3
ff.) hat Alb ert Fuchs unter dem Titel »Ein

b alanciertes Zusammenspiel wäre eine prima Al-
ternative« dafür plädiert, dass die vier ide altypi-
schen Orientierungen, die sich in der deutschen
Friedensb ewegung allgemein und innerhalb von

pax christi insb esondere identifizieren lassen,
nicht gegenei-
nander au sge-
spielt werden,
sondern eine
geeignete B a-
lance zwi-

schen ihnen gefunden werden sollte . Die vier Ori-
entierungen ergeb en sich aus den zwei Dimensio-

nen » Gewaltfrage« (prinzipiell p azifistisch vs . prio-
ritär p azifistisch) und »Mo dus der Auseinanderset-
zung« (direkte Aktion vs . indirektes Verhalten) .

Innerhalb von pax christi hat sich nach Ein-
schätzung von Alb ert Fuchs derzeit die Gruppe
durchgesetzt, die eine prioritär p azifistische
Grundeinstellung mit indirektem Verhalten
(sprich : Lobbyarb eit) verbinden mö chte und so-
wohl den prinzipiell p azifistischen Ansatz als auch
die direkte Aktion für politisch gefährlich hält.

Gleichzeitig hat sich Ullrich Hahn mit » 1 0 The-
sen zum Gewaltverzicht« (die vorstehend doku-
men tiert sind) zu Wort gemeldet und deutlich ge-
macht, dass aus seiner Sicht die prioritär p azifisti-
sche Po sition politisch gefährlich und damit
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